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Ueber einige literariſche Erſcheinungen auf dem Ge- 
hiete der Berwaltungsreform. 
Von Dr. Franz v. Juraſchek. 
(Fortſetzung.) 


Die im Vorſtehenden beſprochenen Schriften ſuchten die Reform 
der Verwaltung mit Verbeſſerungsvorſchlägen für einzelne ihrer Organe 
zu bewirken. Einen höheren Geſichtspunkt nehmen die im Folgenden zu 
kritiſirenden Broſchüren ein, indem ſie die Reform der Verwaltung im 


Großen und Ganzen ſich zu ihrer Aufgabe ſetzen. Keine derſelben ver⸗ 


bindet dabei den praktiſchen Standpunkt mit dem theoretiſchen und keine 
ſucht die Unhaltbarkeit der Verwaltungszuſtände nach allen Seiten dar⸗ 
zuthun, um dann gerechtfertigter Weiſe neue Formen aufzurichten, ſon⸗ 
dern beiden ſind die gegebenen Einrichtungen ſchlecht und beide arbeiten 


hauptſächlich mit theoretiſchem Material. Die erſte ſucht, indem ſie 
ſich größtentheils an Kaiſerfeld's Vorſchläge anlehnt, die beſtehenden 


Verwaltungsformen mit neuem Inhalte zu verſehen; die andere geht 
weiter, ſtößt auch die Formen um und will auf ganz anderen Grund⸗ 
lagen ein nach Inhalt und Form neues Gebäude aufführen. Erſtere iſt 
verfaßt von Dr. C. V. Bovelino und betitelt ſich „Studien über 


die Reform der politiſchen Verwaltung der im Reichs⸗ 


rathe vertretenen Königreiche und Länder der öſterr.- 


ungar. Monarchie“ (Prag, Mercy 1875). Der Verf. ſelbſt geſteht 
(S. 2) zu, daß, wenn Kaiſerfeld ſeine Skizze ausgeführt hätte, er die 


Schrift zurückbehalten hätte. Nach einer einleitenden Darſtellung der 
Verwaltungszuſtände in Baden, Preußen, England und Frankreich kömmt 
der Verf. zur Begründung und näheren Ausführung ſeiner ſchon im 
Eingange aufgeſtellten Grundanſchauungen (S. 8, 9). Für die Gemeinde, 


welche als unterſte autonome Behörde erſcheint, ergibt ſich darnach als 
ſelbſtſtändiger Wirkungskreis: die Verwaltung des Gemeindevermögens 
und Gemeindegutes, die Beſchlußfaſſung über Gemeindeumlagen bis zu 
einer gewiſſen Höhe; die Armenpflege in der Gemeinde; die Erhaltung 
der Gemeindewege; die Aufſicht über den Marktverkehr, aber nur für 
Gemeinden mit dem Marktprivilegium; endlich die Verleihung des 
Heimatsrechtes. Der übertragene Wirkungskreis wiederum ſollte auf die 
Mitwirkung, reſp. Aufſicht bei der polizeilichen Thätigkeit des Bezirkes 
und Vollziehung der in dieſer Richtung erfließenden Aufträge, auf die 
Mitwirkung bei Handhabung des Meldungsweſens von Seite des ſtaat⸗ 
lichen Bezirksbeamten, ſowie auf einzelne durch Geſetze den Gemeinde⸗ 
vorſtehern zugewieſene Functionen eingeſchränkt ſein. Dabei will der Verf. 
den Gemeinde⸗Ausſchuß durch einen kleineren Gemeinderath erſetzt wiſſen 
und wünſcht, daß derſelbe nie eine Recursinſtanz zu bilden und nur in 
Sachen des ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſes Beſchluß zu faſſen hätte. 
Der Recurszug ſollte überhaupt nur an den Bezirksrath, der nächſten 
autonomen Behörde gehen können, denn im übertragenen Wirkungskreiſe 
iſt der Gemeindevorſteher nur mitwirkendes Organ bei Amtshandlungen 
der Staatsgewalt, von einem Recurs gegen den Gemeindevorſteher kann 
in dieſem Falle gar nicht die Rede ſein. Selbſt der Inſtanzenzug, wel⸗ 
cher an die Staatsbehörde geht, wenn beſtehende Geſetze verletzt oder 
fehlerhaft angewendet werden, meint der Verf., ſolle zur Vermeidung 
* Colliſionen entfallen. 
| Ueber die Gemeinden, als nächſt höhere autonome Behörde, will 
der Verf. in jedem Gerichtsbezirke etwa den Bezirksrath mit einem Re⸗ 
gierungsbeamten, dem Bezirksamtmanne an der Spitze, geſtellt wiſſen. 
Der Thätigkeitskreis des Bezirksrathes hätte die Verwaltung des Be⸗ 
zirksvermögens und der Bezirksanſtalten, die Beaufſichtigung der Ge⸗ 
meinden; die Sorge für Errichtung und Erhaltung der Bezirksſtraßen; 
| die Anordnungen für die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehres, für 
die Lebensmittel⸗, Geſundheits⸗ und Sittlichkeitspolizei; die Handhabung 
der Fluren⸗, Baus und Feuerpolizei; die Erlaſſung polizeilicher 
Verfügungen in allen dieſen Agenden u. ſ. w. zu umfaſſen. Einzelne 
ſeiner Mitglieder wären vom Amtmanne mit der ſpeciellen Beaufſich⸗ 
tigung beſtimmter Gemeinden, Straßenzüge ꝛc. zu betrauen. Zuſammen⸗ 
geſetzt würde der Bezirksrath durch Wahl von und aus der Bezirks⸗ 
verſammlung. Die Gewählten bedürften der miniſteriellen Beſtätigung. 
Die Bezirksverſammlung, nach Art der gegenwärtigen Bezirksvertretun⸗ 
gen gewählt, hätte unter dem Vorſitze des Bezirksamtmannes die Be⸗ 
zirksumlagen zu beſchließen und die Bezirksanſtalten einzurichten, ſowie 
ihre Verwaltung zu regeln. Der Bezirksamtmann bekäme außer dem gegen⸗ 
wärtigen Geſchäftskreiſe des Bezirkshauptmannes noch zugetheilt: Die Vor⸗ 
bereitung der Vorlagen für den Bezirksrath und die Bezirksverſammlung; die 
Leitung derſelben; die Ausſührung ihrer Beſchlüſſe; die Sorge für die Sicher⸗ 
heit der Perſon und des Eigenthums; die Geſinde⸗ und Arbeiterpolizei; 
die Handhhabung der Dienſtbotenordnung, des bisher der Gemeinde 
zuſtehenden Strafrechtes, des Disciplinarrechtes gegenüber nachläſſigen 


Gemeindevorſtehern. 
Bezirkswachen zu beſorgen, welche überall eingerichtet und unter die 
Oberaufſicht der Gendarmerie geſtellt werden ſollten. In Städten mit 
eigenen Statuten ſollten regelmäßig Polizeidirectionen aufgeſtellt werden. 

Bezüglich des Recurszuges wünſcht der Verf., daß derſelbe in 
ſtreitigen Verwaltungsſachen an einen eigens errichteten Verwaltungs⸗ 


gerichtshof erſter Inſtanz — in Angelegenheiten der Verwaltung 
des Vermögens von Bezirken, Gemeinden und der Bezirksan⸗ 
ſtalten an den Landesausſchuß — in allen übrigen Angelegenheiten an 


die Statthalterei, reſp. die Landesbehörde gehe. Die ſtreitigen Verwal— 
tungsſachen deren Grenzen übrigens nicht am klarſten und glücklichſten 
gezogen werden, ſollten ſomit in erſter Linie immer durch Verfügungen 
der Unterbehörden entſchieden werden, erſt beim Recurſe gegen ſolche 
Entſcheidungen könnte ein Rechtserkenntuiß platzgreifen. Zu dieſem 
Zwecke wäre in jeder Landeshauptſtadt, ſowie au dem Sitze jener 
Bezirkshauptmänner, welche Statthaltereigeſchäfte führen, ein Verwaltungs⸗ 
gerichtshof zu errichten, deſſen Mitglieder der Kaiſer und zwar zur 
Hälfte aus einem Ternavorſchlage des betreffenden Landtages ernennt. 
Ueber dieſe Gerichtshöfe würde als zweite und letzte Inſtanz ein allge⸗ 
meiner oberſter Verwaltungsgerichtshof zu ſetzen ſein, welcher aber nur 
dann die Reviſion eines Urtheiles des Bezirksverwaltungsgerichtshofes 
vornehmen könnte, wenn die angefochtene Entſcheidung auf Nichtanwen⸗ 
dung — oder unrichtige Anwendung des beſtehenden Rechtes, reſp. 
der geltenden Verordnungen erfolgte, oder das Verfahren mangelhaft 
wäre. Dabei empfiehlt der Verf. Kürze der Friſten, Bezahlung der 
Koſten des Verfahrens durch den Staat und Mündlichkeit des Ver⸗ 
fahrens. 

Der alſo aufgebaute Verwaltungsorganismus iſt offenbar den 
badiſchen und preußiſchen Einrichtungen ziemlich nahe verwandt und 
er weist auch einzelne ihrer Vorzüge auf, ſo vor allem jenen großer 
Einfachheit des Organismus. Sicherlich würden bei ſeinem Beſtande 
unſere Verwaltungszuſtände beſſere fein, aber dennoch regen ſich be⸗ 
deutende Zweifel gegen ſeine Durchführung. Wir ſtimmen vollkommen 
darin mit dem Verfaſſer überein, daß den Gemeinden nicht mehr, als 
er angibt, anvertraut werden ſoll, daß alle anderen Geſchäfte außer⸗ 
halb ihres Jutereſſen⸗ und Kraftbereiches liegen (wir würden ihnen 
auch das Armenweſen entziehen); wir ſtehen ganz auf feiner Seite, 
wenn er gegen jede Art von Zuſammenlegung der Gemeinden Front 
macht; wir glauben auch mit ihm, daß die Ortspolizei, im übertragenen 
Wirkungskreis eingereiht, ebenſowenig wie jetzt ausgeübt werden wird: 
aber es widerſpricht unſeren Anſchauungen von der Autonomie, daß 
die Gemeinden an einem hohen und höchſten Gängelbande geführt 
werden ſollen; es kommt uns bedenklich vor, das neue Zwitterding 
des Bezirksrathes zu ſchaffen, das kein reines Executiv⸗, kein aus⸗ 
ſchließlich geſetzgebendes Organ iſt; es dünkt uns endlich eine große Ver⸗ 
ſchwendung an Geld und Menſchen, in jedem Gerichtsbezirke einen 
Amtmann einzuſetzen und denſelben mit all' dem nothwendigen Kanzlei⸗ 
perſonale zu umgeben. Eine Gemeinde, deren Wirkungskreis auf ein 
Minimum beſchränkt wird, kann auch eine wirkliche Autonomie er⸗ 
halten, d. h. das Recht erhalten, ſich ſelbſt frei und ſelbſtſtändig zu 
beſtimmen, ſie braucht nur inſoferne in ihren Beſchlüſſen von der Zu⸗ 
ſtimmung eines, aber nur eines höheren Organes abzuhängen, als 
das Intereſſe künftiger Generationen oder des Staates in Frage 
kömmt, daher könnte und müßte der ganze Beaufſichtigungs⸗Apparat 
entfallen. Freilich wäre die Gemeinde und nicht der Gemeindevorſtand 
autonom zu machen, daher hätte für den felbſtſtändigen Wirkungskreis 
die Gemeindevertretung und der Recurs an fie beſtehen zu 
bleiben. Nebenbei wäre nur noch zu bemerken, daß die Gemeinde im 
übertragenen Wirkungskreis wohl in mehrfacher Hinſicht und öfter als 
Organ der Staatsbehörden in Anſpruch genommen werden muß, als der 
Verfaſſer andeutet. 

Das Juſtitut des Bezirksrathes widerſpricht zunächſt dem Grund⸗ 
ſatze von der Theilung der Gewalten, denn er iſt kein bloß legislativer, 
verordnender Körper, und wenn er es wäre, warum genügt nicht der 
eine Bezirkstag? In Wirklichkeit würde der geſchilderte Ausſchuß 
entweder als Bleigewicht ſich an den Regierungsbeamten und ſeine 
Thätigkeit hängen oder zu einem bloßen Scheininſtitut werden. Der 
Amtmann hinwieder käme nur allzuoft in eine precäre Lage, indem er 
einerſeits der Landesbehörde ſubordinirt, andererſeits aber einem ſoge⸗ 
nannten autonomen Körper vorgeſetzt iſt; es wäre das wohl kaum an⸗ 
ders als wenn der Statthalter regelmäßig Landeshauptmann ſein würde. 
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— Der Sicherheitsdienſt am Lande wäre durch Man ſcheint eben die Schwierigkeiten zu überſehen, die heraufbeſchworen 


werden, indem an Stelle des preußiſchen Ehrenamtes die Regierungs- 
behörde tritt. Die geringe praktiſche Bedeutung, welche der Verf. felbſt 
dem Bezirksausſchuß beilegt, wird dadurch beleuchtet, daß er im Falle 
nicht erfolgter oder nicht beſtätigter Wahlen der Ausſchüſſe deren Ge⸗ 
ſchäfte nicht durch eine Commiſſiou, ſondern durch den Bezirksamtmann 
allein führen läßt, vielleicht ſogar beſſer, jedenfalls mit weniger Mühe. 

Sehr zweifelhaft ſcheint es endlich, ob die großen Koſten, welche 
die Errichtung eines politiſchen Amtes in jedem Gerichtsbezirke, ſelbſt⸗ 
verſtändlich mit dem nöthigen Kanzleiperſonale und vielleicht auch noch 
den entſprechenden Hilfsämtern verurſachen würde, vor den Steuerträgern 
gerechtfertigt werden könnten. Wir glauben das nicht. Ueberdies iſt es 
ganz unwahrſcheinlich, daß anch nur die entſprechende Anzahl genügend 
gebildeter Männer für ſo viele Stellen gefunden würde, und wenn 
ſie gegeben wären, daß ſie im Verhältniſſe zum Koſtenaufwande ge— 
nügend beſchäftigt würden. Jedenfalls wäre es nöthig größere Bezirke 
anzunehmen, oder zu den ſogenannten Expofituren zu greifen, die ent⸗ 
ſchieden billiger amtiren könnten. 


Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Frage über das Verfahren bei Brivilegiums- Eingriffen ). 


Mehrere Brennereibeſitzer ſind in einem bei der Bezirkshaupt⸗ 
maunſchaft in T. im Monate Jänner 1876 eingebrachten Geſuche 
um Annullirung des dem H. H. unterm 15. März 1874 ertheilten 
Privilegiums auf die Erfindung eines Apparates und Verfahrens zum 
Dämpfen, Zerkleinern und Aufſchließen von Kartoffeln, Getreide und 
ſtärkehältigen Subſtanzen für Brennereien und andere ähnliche Zwecke, 
eingeſchritten. 

Dieſes Annullirungsgeſuch wurde im Monate Jänner 1876 im 
Wege der Landesregierung dem Handelsminiſterium in Vorlage gebracht. 

Im Monate März 1876 klagte H. H. den Gutsbeſitzer K. B. 
bei der Bezirkshauptmannſchaft in T. wegen ſtrafbaren Eingriffes des 
Letzteren in ſein oberwähntes Privilegium, weil der Geklagte in ſeiner 
Brennerei den privilegirten Apparat und das privilegirte Verfahren 
zur Anwendung bringt. H. H. erſuchte auf Grund des § 44 des 
Privilegiumsgeſetzes vom 15. Auguſt 1852 und des § 33 der Vollzugs⸗ 
vorſchrift zu demſelben um die Vornahme des Augenſcheines und Kunſt⸗ 
befundes und um Durchführung der Strafverhandlung gegen K B. 

Die Vornahme des Augenſcheines und Kunſtbefundes wurde von 
der Bezirkshauptmannſchaft auf den 16. März 1876 anberaumt. 

Nachdem jedoch K. B. in einer Eingabe vom 12. März I. J. 
erklärt hat, daß der in feiner Brennerei aufgeſtellte Kartoffel⸗Dämpf⸗ 
apparat mit dem privilegirten Apparate identiſch iſt, ſo wurde von der 
commifſionellen Vornahme des Augenſcheines und Kunſtbefundes Umgang 
genommen und das ſtrafbehördliche Verfahren wider K. B. von der 
Bezirkshauptmannſchaft unterm 14. März l. J., Z. 2957 in Gemäß⸗ 
heit des § 45 des Privilegiengeſetzes und des § 35 lit. b der Voll⸗ 
zugsvorſchrift zu demſelben, bis zu dem Einlangen der Miniſterial⸗ 
Entſcheidung über das Annullirungsgeſuch verſchoben. 

Gegen die Siſtirung des ſtrafbehördlichen Verfahrens ergriff H. H. 
den Recurs an die Landesregierung; in demſelben bringt Recurrent 
vor, daß K. B. das Annullirungsgeſuch als Conſortial⸗Kläger nicht 
mitgefertigt hat, daß der Geklagte ſomit die Giltigkeit des Privilegiums 
in keiner Weiſe beſtritten hat, demnach ihm gegenüber das Privilegium 
als aufrecht beſtehend und rechtsgiltig anzuſehen iſt; Dieſemnach war 
die Bezirkshauptmannſchaft nicht berechtigt, das Strafverfahren wider 
K. B. zu ſiſtiren, da es nicht angeht, daß Vorfragen, welche auf andere, 
zwiſchen dem Kläger und anderen Gegnern obwaltende Streitigkeiten 
Bezug haben auch auf den vorliegenden Straffall bezogen werden. 
Der Recurrent erklärt ferner, daß die Bezirkshauptmannſchaſt auch 
nicht berechtigt war, von Amtswegen auf dieſe Vorfrage Rückſicht zu 
nehmen, denn es beſteht im Privilegiengeſetz keine Beſtimmung, durch 
welche die politiſchen Behörden ermächtigt wären, von Amtswegen auf 


) M. vergl. die Mittheilung in Nr. 15 auf S. 59 des lauf. Jahrg. d. Zeitſchrift. 


die Annullirung eines Privilegiums 
ſtreit zu beginnen; die politiſche Behörde hat vielmehr einen dies⸗ 
bezüglichen Antrag der Partei abzuwarten und ſelbſt dann kann ds 
Strafverfahren nur gegen diejenigen Parteien ausgeſetzt werden, welche 
um die Annullirung des Privilegiums eingeſchritten ſind. Die von der 
Bezirkshauptmannſchaft befolgte Praxis müßte die Confequenz haben, daß 
durch das Einbringen einer Nullitätsklage bei irgend einer Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft und rückſichtlich eines einzigen Streites das Straf⸗ 
verfahren in, bei ſämmtlichen anderen Bezirkshauptmannſchaften Oeſter⸗ 
reich's anhängigen Privilegiumseingriffs-Streitigkeiten, ſiſtirt werden 
müßte; eine Anſchauung, welche dem Wortlaute und dem Geiſte des 
Privilegiengeſetzes nicht entſpricht. 

Mit dem Erlaſſe vom 11. April 1876, 3. 2982 hat die 
Laudesregierung dieſem Recurſe keine Folge gegeben, „denn die Ein— 
bringung des Geſuches um Annullirung des H.'ſchen Privilegiums war 
der Bezirkshauptmannſchaſt amtlich bekannt, fie war ſomit gemäß 
§ 45 des Privilegiengeſetzes und § 35 der Vollzugsvorſchrift zu dem⸗ 
ſelben verpflichtet, das ſtrafbehördliche Verfahren, bis zum Einlangen 
des Erkenutniſſes über das bei der Bezirkshauptmannſchaft eingebrachte 
und von derſelben an das Handelsminiſterium beförderte Annullirungs⸗ 
geſuch auszuſetzen, ohne Rückſicht darauf, ob dieſes Annullirungsgeſuch 
von K. B. mitunterzeichnet war oder nicht.“ 

Ueber den Miniſterialrecurs, in welchem H. H. keine neuen 
Motive vorgebracht hat, hat das Handelsminiſterium mit dem Erlaſſe 
vom 11. Juli 1876 3. 16034 nachſtehende Entſcheidung gefällt: 

„Das Privilegiumgeſetz vom 15. Auguſt 1852 verweist, indem es 
im § 17 vor der Ertheilung eines angeſuchten Privilegiums jede wie 
immer geartete Unterſuchung über die Neuheit oder Nützlichkeit des be⸗ 
treffenden Gegenſtandes ausſchließt, folgerichtig im § 29, 1, bb die 
Beſtreitung des Rechtsbeſtandes eines ertheilten Privilegiums unter 
Auferlegung des geſetzmäßigen Beweiſes auf den Weg der Privatklage, 
welche ſchon als ſolche, ehe hierüber endgiltig entſchieden iſt, auf 
andere an derſelben nicht betheiligte Perſonen ohne jeden Einfluß bleibt. 

Andererſeits bietet das Privilegiengeſetz im $ 45 Jedem, der 
wegen Eingriffes in ein beſtehendes Privilegium ſtrafbehördlich 
belangt wird, während der diesfälligen Unterſuchung die Möglichkeit, 
ſich durch Beſtreitung des Rechtsbeſtandes des betreffenden Privilegiums 
bis zur Entſcheidung über dieſe ſeine, ſelbſtverſtändlich durch den ihm 
obliegenden geſetzmäßigen Beweis zu erhärternde Einſprache vor Schaden 
zu bewahren. Kann oder will er aber hievon nicht Gebrauch machen, 
ſo hat über die bezügliche Eingriffklage eben das im Geſetze vorge⸗ 
ſchriebeue Verfahren, worauf der Privilegirte einen geſetzlichen Anſpruch 
hat, ſeinen Lauf zu nehmen, und geht es nicht an, hierin einer gegen 
den Rechtsbeſtand des betreffenden Privilegiums von einem Dritten 
eingebrachten Klage eine ſiſtirende Wirkung zuzuerkennen. — Die der 
recurrirten Entſcheidung ſo wie der durch letztere beſtätigten Entſcheidung 
erſter Juſtanz zu Grunde gelegte entgegengeſetzte Anſchauung würde — 
allgemein angewendet — dazu führen, die Wirkſamkeit eines be⸗ 
ſtehenden Privileginms, ſobald deſſen Rechtsbeſtand von irgend 
Jemanden angefochten iſt, bis zur Entſcheidung über die betreffende 
Klage vollſtändig und gegen Jedermann zu ſuspendiren, was ſich 
jedoch weder aus dem Wortlaute noch aus dem Geiſte des Privilegien⸗ 
geſetzes rechtfertigen ließe, welches — hätte die Abſicht des allerhöchſten 
Geſetzgebers wirklich jener Anſchauung entſprochen — dieſelbe durch 
mehrſeitige zu deren Verwirklichung unerläßliche Vorſorgen hätte zum 
Ausdrucke bringen müſſen. 

Ebenſowenig erſcheint aber auch jene Anſchauung mit dem allge⸗ 
meinen Grundſatze vereinbar, wornach die Wirkſamkeit eines erworbenen 
Rechtes, inſolange dasſelbe nicht im geſetzlichen Wege entzogen iſt, nur 
gegen denjenigen zeitweilig ſiſtirt werden kann, der eben deſſen factiſchen 
Beſtand beſtreitet. Demnach hätte im vorliegenden Falle, nachdem K. B. 
weder vor, noch nach der Einbringung der von H. H. gegen denſelben 
am 6. März l. J. bei der Bezirshauptmannſchaft in T. angeſtrengten, 
auf ſtrafweiſe Verfolgung abzielenden Privilegiumeingriffsklage den Rechts⸗ 
beſtand des demſelben zu Grunde liegenden klägeriſchen Privilegiums 
beſtritten hat, über dieſe Klage unaufgehalten das im Privilegiums⸗Ge⸗ 
ſetze vorgeſchriebene ſtrafbehördliche Verfahren eingeleitet werden ſollen.“ 

Aus vorſtehenden Gründen hat das Handelsminiſterium, dem obi⸗ 
gen Recurſe des H. H. Folge gebend, die recurrirte Entſcheidung der 
Landesregierung vom 12. April l. J., Z. 2982, ſowie die mit der⸗ 
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anzutragen oder einen Nullitäts⸗ ſelben beſtätigte Eutſcheidung der Bezirkshauptmannſchaſt vom 14. März 


1. J., Z. 2957 aufgehoben und angeordnet, H.'s vorliegende Privile⸗ 
giums⸗Eingriffsklage nunmehr unaufgehalten der gejeb- und inſtanz⸗ 
mäßigen Amtshandlung zu unterziehen. 

Von dieſer Miniſterial⸗Entſcheidung wurden beide Parteien am 
8. Auguſt l. J., Z. 8204 verſtändigt; K. B. iſt jedoch in einer am 
15. Auguſt l. J. bei der Bezirkshauptmannſchaft eingebrachten Erklärung 
dem eingangs erwähnten Annullirungsgeſuche mehrerer Brennereibeſitzer 


beigetreten, in Folge deſſen, unter Vorlage dieſer Erklärung an die 


Landesregierung und beziehungsweiſe an das Handelsminiſterium, das 
ſtrafbehördliche Verfahren wider K. B. vor der Bezirkshauptmannſchaft 
bis zur Entſcheidung über den Rechtsbeſtand dieſes Privilegiums aber⸗ 
mals ſiſtirt wurde. 

Gegen dieſe Siſtirung iſt innerhalb der geſetzlichen Friſt keine 
Beruſung eingebracht worden. 


u 


Die aus der Gebäudes Feuerverficherung rückſtändigen Beträge 

genießen bei der Vertheilung des für die bezügliche Realität er: 

zielten Erlöſes kein Vorrecht vor den einverleibten An 

wenn auch der betreffenden Verſicherungsanſtalt nach ihren Sta⸗ 

tuten das Hecht, dieſe Beträge ohne Dazwiſchenkunft des Nichters 

ſogleich durch die adminiſtrative Behörde mittelſt Pfändung ein⸗ 
zutreiben, zuſteht. 


Mit dem Liquidirungsbeſcheide des k. k. B. G. Holleſchau vom 
5. September 1874, Z. 5055, wurde, in Gemäßheit des von der 
mähriſch⸗ſchleſiſchen wechſelſeitigen Verſicherungsgeſellſchaft in dee Eingabe 
de praes. 12. Juli 1874, 3. 4726 geſtellten Begehrens, die rück⸗ 
ſtändige Beitragsquote per 38 fl. 45 kr. ſammt Koſten auf den Meiſt⸗ 
bot der executiv veräußerten Mahlmühle Nr. 14 in S. als Vorzugs⸗ 
poſt gewieſen. 

Ueber den Recurs eines der leer ausgehenden Gläubiger hat 
aber das k. k. mähriſch⸗ſchleſiſche O. L. Gericht mit Entſcheidung vom 
31. December 1874, 3. 12.112, den erſtrichterlichen Beſcheid abgeän⸗ 
dert und zu Recht erkannt, daß der gedachte Meiſtbot ohne Bedacht⸗ 
nahme auf die erwähnte Beitragsquote zu vertheilen ſei. 

Denn nach § 447 a. b. G. B. ſteht nur jenem Gläubiger das 
Recht zu, für den Fall, daß die Verbindlichkeit nicht zur rechten Zeit 
erfüllt wird, aus einer beſtimmten Sache zunächſt und ausſchließlich ſeine 
Beſriedigung zu verlangen, wenn ihm hinſichtlich dieſer Sache ein Pfand⸗ 
recht gebührt und nach § 445 a. b. G. B. wird ein Pfandrecht auf 
unbewegliche Sachen in der Regel durch die grundbücherliche Einver⸗ 
leibung erworben, wovon nur die geſetzlichen Pfandrechte eine Ausnahme 
machen, auf welche ſohin bei der Vertheilung des Meiſtbotes für eine 
im Executionswege veräußerte Realität von Amtswegen Rückſicht zu 
nehmen iſt. 

In dem Anbetrachte nun, daß die für die mähriſch⸗ſchleſiſche 
wechſelſeitige Verſicherungsgeſellſchaft aushaftende Quote per 38 fl. 45 kr. 
ſammt N. G. auf der veräußerten Realität grundbücherlich nicht ver⸗ 
ſichert erſcheint, daß dieſelbe anch kein geſetzliches Pfaudrecht genießt, 
indem ein ſolches nach dem Hofd. vom 16. September 1825, 
Nr. 2132 und vom 14. Feb. 1840, Nr. 409 J. G. S., dann § 31, 
1 und 3 der L. O. nur den, von dem bezüglichen Gute rückſtändigen 
Beträgen an Vermögensübertragungsgebühren, Steuern und öffentlichen 
Abgaben zukömmt, daß im § 3 des Hofd. vom 16. September 1825, 
Nr. 2132 J. G. S. ausdrücklich ausgeſprochen wird, daß auf andere, 
im Falle einer Concursverhandlung privilegirte, aber mit keinem geſetz⸗ 
lichen Pfandrechte auf ein einzelnes Gut verſehene Forderungen bei 
Vertheilung des Kaufſchillings für ein außer dem Concurſe verſteigertes 
Gut keine Rückſicht genommen werden kann, endlich daß auch nach 8 49 
der Statuten der Anſtalt nur das Recht zugeſtanden wird, die aus der 
Gebäudeverſicherung rückſtändigen Beträge ohne Dazwiſchenkunft des 
Richters durch die adminiſtrativen Behörden mittelſt Pfändung einzu⸗ 
treiben, dieſes Recht aber der Einräumung eines geſetzlichen Pfand⸗ 
rechtes bezüglich der verſicherten Realität keineswegs gleichkommt, ſtellt 
ſich das Begehren der mähriſch⸗ſchleſiſchen Verſicherungsanſtalt um Zu⸗ 
weiſung der aushaftenden Verſicherungsquote auf den Meiſtbot als un⸗ 
zuläſſig dar. 

In dem von der mähriſch⸗ ſchleſiſchen Verſicherungsanſtalt gegen 


diefe Entſcheidung ergriffenen Reviſionsrecurſe wurde bemerkt, wenn 
auch die rückſtändige Quote an die wechſelſeitige Feuerverſicherungsanſtalt 
nicht pfandrechtlich verſichert war, ſo genießt bei dem Umſtande, als 
dieſer Anſtalt nach $ 49 der mit Erlaß des Miniſteriums des Innern 
vom 11. Dec. 1873, Z. 18.859 genehmigten Statuten das Recht zu⸗ 
geſtanden ift, die aus der Gebäude⸗Feuerverſicherung rückſtändigen Be⸗ 
träge ohne Dazwiſchenkunft des Richters ſogleich durch die adminiſtrative 
Behörde mittelſt Pfändung einzutreiben, dieſe Quote das geſetzliche Pfand⸗ 
recht einer Steuer und wurde mit Recht unter die Vorzugspoſten ein⸗ 
gereiht, wozu noch kommt, daß eine Gebäude Feuerverſicherung zum 
Vortheile aller Gläubiger gereicht. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hat jedoch laut Entſcheidung 
vom 21. Mai 1875, 3. 4954 mit Hinweiſung auf die Gründe 
des O. L. G. dieſem Reviſionsrecurſe keine Folge zu geben 1 

Gr.⸗H. 


Titerariſche Anzeige, 

Handbuch für die Gemeinden. Durch zweihundert Formularien er⸗ 
läutert. Bon Heinrich Hämmerle, k. k. Bezirkshauptmann. Dritte, verbeſſerte, 
vielfach vermehrte Auflage des Handbuches: „Die autonome Gemeinde“. Wien, 
Manz 1876. 

Als im Jahre 1868 die erſte Auflage dieſes Buches in unſerer Zeitſchrift 
beſprochen wur e, lautete das Urtheil darüber im Ganzen dahin, daß Hämmerle 
für ein Inſtructionsbuch eine vollendete Arbeit geliefert habe. Das Buch hat in 
der That Erfolg gehabt. Das heute vorliegende Werk iſt nicht bloß eine dritte, 
verbeſſerte und vermehrte Auflage „der autonomen Gemeinde“, ſondern, wie der 
veränderte Titel richtig beſagt, eine Erweiterung der urſprünglichen Arbeit auf 
ein „Handbuch für die Gemeinden über den ſelbſtſtändigen und übertragenen 
Wirkungskreis der Gemeinden und die Organe zur Ausübung desſelben“. Der 
Verfaſſer hat nämlich in der Abſicht, ein vollſtändiges den geſammten Thätig⸗ 
keitskreis der Gemeinde umfaſſendes Handbuch zu ſchaffen, dem früher behandel⸗ 
ten ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſe eine Bearbeitung der in den übertragenen 
Wirkungskreis der Gemeinden gehörigen Angelegenheiten ſowie eine Darſtellung der 
Organe der Gemeinde für die Ausübung des derſelben zuſtehenden Wirkungs⸗ 
kreiſes hinzugefügt und endlich das Handbuch noch durch eine nach Analogie der 
für die politiſchen Aemter beftehenden Inſtruetion verfaßte Geſchäftsordnung be⸗ 
ziehungsweiſe Anleitung zu einer entſprechenden Geſchäftsführung für die Ge⸗ 
meindevorſteher vervollſtändigt. Wie ſelbſtverſtändlich bei den Neubearbeitungen 
hat der Verfaſſer auch bei dem umgearbeiteten Theile die ſeither erſchienene Ge⸗ 
ſetzgebung vollſtändigſt berückſichtigt und gleichmäßig auch die ſeitherige Spruch⸗ 
praxis ſorgfältig in Betracht gezogen. Die Darſtellung (in Fragen und Ant⸗ 
worten über die einzelnen Aufgaben) iſt ſehr faßlich und klar und die Behandlung 
für den Zweck eines Gemeindehandbuches erſchöpfend. Wir können den Gemeinde⸗ 
organen das Werk nur auf das Wärmſte empfehlen. Auch die beſonders nette 
äußere Ausſtattung des Buches iſt werth, hervorgehoben zu werden. 


alt 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben die bei dem General-Probiramte ſyſtemiſirte, mit 
dem Titel und Charakter eines Regierungsrathes verbundene Directorsſtelle dem 
Max Lill v. Lilienbach verliehen. | 

Seine Majeſtät haben dem Generaldirector der öſterr. Nordweſtbahn, Hof- | 
rath Dr. Guſtav Groß tagfrei den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe, dem 
Centraldirector der Kaiſerin⸗Eliſabethbahn Johann Zelnitef und dem Ober⸗ 
inſpector und Verkehrschef der Suͤdbahn Ferdinand Linder das Ritterkreuz des 
Franz⸗Joſef⸗Ordens, dem Zugförderungschef der Südbahn in Laibach Friedrich 
Breindl und dem Stationsvorſtande dieſer Bahn in Wien Johann Heß das 
goldene Verdienſtkreuz mit der Krone, dem Werkſtätten⸗Ingenieur der Kaiſer⸗ 
Ferdinands⸗Nordbahn Emanuel Friedl und dem Stationsvorſtande der Südbahn 
in Trieſt Johann Gigl das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeftät haben den bei dem k. und k. Generalconſulate in Venedig 
in Verwendung ſtehenden mit Titel und Charakter eines Conſuls bekleideten 
Viceconſul Benedict Row zum wirklichen k. und k. Conſul für Cork und Queens⸗ 
town ernannt. - ö 

Seine Majeſtät haben dem Archivar des Hradſchiner adeligen Damen⸗ 
ſtiftes Franz Prokop das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem penſionirten Oekonomatsverwalter der Finanz⸗ 
landesdirection in Innsbruck Joſef Prantl das goldene Verdienſtkreuz verliehen. | 

Seine Majeſtät haben dem Schriftſteller Dr. Ludwig Auguſt Frankl 
den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Wiener Gemeinderathe Med. Dr. Joſef 
Klucki den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei verliehen. ! 
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Seine Majeſtät haben dem k. und k. Honorar⸗Viceconſul in Trebinje 
Lucas Vercevich das Ritterkreuz des Franz⸗Joſef⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Leiter der Präſtdialkanzlei im Ackerbaumini⸗ 
ſterium, Kanzleiofficial Wilhelm Urbanek den Titel und Charakter eines Hilſs⸗ 
äniterdirectionsadjuncten taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberbaurathe Hermann Bergmann den 
Orden der eiſerneu Krone dritter Claſſe taxfrei verliehen. 

Der Miniſter des Innern har die Polizeicommiſſäre Vincenz Piffl und 


Franz Meßner zu Obercommiſſären und die Concipiſten Victorin Kral v. 


Dobrawoda und Johann Nebesky zu Commiſſären bei der Polizeidirection 
in Prag ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Bezirkscommiſſär Victor Ritter v. 
Ortynski zum Regierungsſecretär in der Bucowina ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuereinnehmer Wilhelm Jettmar zum 
Hauptſteuereinnehmer der böhmiſchen Finanzlandesdirection ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Oberpoſtcontrolor Julius Stuper in 
Graz zum Oberpoſtverwalter daſelbſt ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Rechnungsrevidenten Crnſt Porndorfer 

zum Rechnungsrathe bei der Generaldirection der k. k. Tabakregie ernannt. 

Der Finanzminiſter hat für den Bereich der niederöſterr. Finanzlandes⸗ 
direction ernannt: zu Finanzräthen den mit Titel und Charakter eines Finanz⸗ 
rathes bekleideten Finanzſecretär Theobald Demuth v. Hantesburg, dann 


die Finanz⸗Obercommiſſäre Alois Eiſenhauer und Franz Petzold; zum 


Finanzſecretär den Finanz⸗Obercommiſſär Johann Di ſchbaur, und zu Finanz⸗ 
Obercommiſſären die Finanzeommiſſäre Franz Fink, Rudolf Rochel und Franz 
Hulek. 


Erledigungen. 


Officialsſtelle beim Rechnungsdepartement der k. k. Forſt⸗ u. Domänen⸗ 
direction in Görz in der zehnten Rangsclaſſe, eventuell Aſſiſtentenſtelle in der 
eilften Rangsclaſſe, bis 20. December. (Amtsbl. Nr. 258.) 

Bezirksſecretärsſtelle bei der Kralowitzer Bezirkshauptmannſchaft, bis 15. 
December. (Amtsblatt Nr. 258.) 

Steuer⸗Inſpectorsſtelle im Bereiche der Finanzdirection für Ober⸗Oeſter⸗ 
reich in der neunten Rangsclaſſe, bis Mitte December. (Amtsbl. Nr 264.) 

Bezirkshauptmannsſtelle in Steiermark, event. Statthaltereiſecretärs⸗, Be⸗ 
1 und Statthaltereiconcipiſtenſtelle, bis 1. December. (Amtsbl. 
Nr. 264.) 

Armenarztesſtelle im III. Wiener Gemeindebezirke mit 300 fl. Remunera⸗ 
tion ꝛc., bis Ende November. (Amtsbl. Nr. 264.) 


In Commiſſton bei der k. k. Hof⸗ und Staatsdruckerei in Wien wird im 
Laufe des Monats December 18 76 erſcheinen und durch die Manz'ſche k. k. 
Hof⸗Verlags⸗ und Univerſitäts⸗Buchhandlung in Wien (I., Kohlmarkt 7) zu be⸗ 


ziehen ſein: 
Geſchäfts⸗ 


Bormerkbläiter 


für das Jahr 1877. 
V. Jahrgang. 
Mit Stempelſcalen, Intereſſen⸗, Gehalt⸗ und Lohnberechnungs⸗, Maß⸗ und 
Gewichts⸗, ſowie Münzvergleichungs⸗Tabellen und einer Ueberſicht der im Jahre 
1877 ſtattfindenden Ziehungen ber an der Wiener Börſe notirten Staats- und 
Privat⸗Lottoanlehen. 


Groß⸗Octav. Steif broſchirt. 6 Bogen. Ladenpreis 30 kr. ö. W. 

Die Geſchäfts⸗Vormerkblätter dienen zunächſt für Beamte, Gemeindevorſteher, Advocaken, Notare 
und Aerzte, daun auch für Private zur Vormerkung der Amts⸗Commiſſionen, Tagſatzungen oder der au be— 
ſtimmten Tagen abzuwickelnden Geſchafte, wozu für je eine Woche Eine Seite beſtimmt iſt. Bei jedem 
Tage findet ſich die Anzahl der in deim laufenden Fahre bereits perfloſſenen, ſowie der noch zurückzulegenden 
Tage verzeichnet, was einen ſchätzenswerthen Bebelf für vielerlei Bedürfniſſe des täglichen Verkehrslebens 
bilden wird. Außerdem iſt zur Eintragung der Einnahmen und Ausgaben oder ſonſtiger Notizen für die 


einzelnen Monate je eine entſprechend rubricirte Seite gewidmet. Vermöge ihrer prakkiſchen Einrichtung 


werden dieſe Vormerkblätter, die ſich einer von Jahr zu Jahr ſteigenden Nachfrage erfreuen, und deren 
letzter Jahrgang mit zwei Auflagen von 6500 Eremplaren binnen ſechs Wochen vollſtändig vergriffen 
war, Jedermann willkommen ſein. a 


Fyſtematiſches Handbuch 
der öſterreichiſchen Sanitätsgeſetze, 


alle giltigen Geſetze und Verordnungen über das Sanitätsweſen enthaltend. 

Bearbeitet und zuſammengeſtellt von 

Adolf Ritter von Obentraut, 
k. k. Bezirkshauptmann. 
(XII und 648 Seiten) gr. 8. geh. Preis 4 fl. 

Gegen gef. Poſtanweiſung von 4 fl. 15 kr. portofreie Zuſendung nach auswärts. 
Manz'ſche k. k. Hof-Verlags- und klniverſitäts buchhandlung 

in Wien, Kohlmarkt Nr. 7. 


Mit einer Beilage: „Erkenntniſſe des k. k. Berwaltungs- 
gerichtshofes“ und einer literariſchen Beilage, 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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